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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Verfassungsfragen

In der Reihe von Totalrevisionen der meist rund 100-jahrigen Kantonsverfassungen
hatte der Kanton Thurgau dieses Jahr eine spezielle Hirde zu Uberwinden, mussten
doch die Stimmburgerinnen und -blrger zum zweiten Mal Uber die gleiche Vorlage
abstimmen. Die im Vorjahr ausserst knapp positiv ausgefallene Abstimmung tber die
neue Verfassung war mit einer Beschwerde angefochten worden. Nachdem die
kantonalen Instanzen diese abgewiesen hatten, wurde sie vom Bundesgericht jedoch als
berechtigt erklart, worauf die Regierung eine erneute Zéhlung der Stimmzettel
anordnete. Diese waren indessen in sechs Gemeinden nicht aufbewahrt worden, so
dass die Abstimmung ein zweites Mal durchgefihrt werden musste. Mit einer rund
doppelt so hohen Stimmbeteiligung und einem etwas deutlicheren Ergebnis wurde die
Vorlage erneut gutgeheissen. '

Die eidgendssischen Réte haben auf Antrag des Bundesrates die 1988 totalrevidierten
Verfassungen der Kantone Glarus und Thurgau einstimmig gewahrleistet. ?

Das nationale Parlament hiess Teilrevisionen der Verfassungen der Kantone Zirich,
Basel-Stadt, Basel-Land, Schaffhausen, Aargau, Thurgau, Wallis, Genf und Jura gut.
Dabei wurde, dies eine Seltenheit, im Fall der Genfer Verfassung auch materiell zu einer
Neuerung Stellung genommen: Der Aargauer Standerat Reimann (svp) gab seinem
Erstaunen daruber Ausdruck, dass sich der Kanton Genf den Verfassungsauftrag
gegeben hat, mit seinen Staatsbetrieben auf dem liberalisierten
Telekommunikationsmarkt aktiv zu werden. In der Herbstsession wurden auch
Verfassungsteilrevisionen der Kantone Nidwalden, Basel-Land, Thurgau und Genf
sanktioniert. *

Nationale Identitat

Ohne lange Diskussionen hiessen National- und Stinderat die von den Schweizer
Demokraten am 25. Oktober 1990 eingereichte »Volksinitiative Fiir einen arbeitsfreien
Bundesfeiertag™ mit 62 zu 2 resp. 22 zu 6 Stimmen gut. In bezug auf den Begriff
arbeitsfrei, welcher im |Initiativtext nur wungenau definiert war, wies der
Kommissionssprecher der kleinen Kammer darauf hin, dass dieser Feiertag gemass
Bundesrat nicht kompensiert wird, falls er auf einen Sonntag féallt, dass er aber von
Arbeitnehmern kompensiert werden kann, wenn er in den Ferien auf einen andern Tag
als auf den Sonntag fallt.

Obwohl die Schweizer Demokraten mit der Lancierung der Initiative patriotische Ziele
verfolgten, war ihr Vorschlag praktisch unbestritten, da auch die Attraktivitat eines
zuséatzlichen Feiertages sowie der Aspekt der einheitlichen Regelung eine wichtige Rolle
im Entscheidprozess spielten. Bis anhin war der 1. August in den Kantonen Zurich,
Schaffhausen, Thurgau, Tessin und Genf ein Feiertag, wahrend in den andern Kantonen
entweder halbtags oder bis vier Uhr gearbeitet wurde. Im Vorfeld der Abstimmung
gaben einzig die allfalligen Kosten fur die Arbeitgeber Anlass zu Diskussionen.

FUr die Volksabstimmung gaben alle Parteien ausser den Griinen und der LP die Ja-
Parole heraus. Fur die Liberalen bedeutete die Bundeskompetenz einen zu starken
Eingriff in den Fo&deralismus, weshalb sie das Begehren ablehnten; die Grinen
entschlossen sich  fur Stimmfreigabe, weil sie keine Initiative aus der
rechtsnationalistischen Ecke unterstitzen wollten. In der SP sorgte der Umstand, dass
zwolf sozialdemokratische Abgeordnete im Abstimmungskomitee zusammen mit
Mitgliedern oder Sympathisanten der Schweizer Demokraten vertreten waren, fir
Unmut. Die Gewerkschaften empfahlen die Ja-Parole, wéhrend sich der Arbeitgeber-
und der Gewerbeverband wegen der Belastung der Wirtschaft durch einen zuséatzlichen
Feiertag bei voller Lohnzahlung gegen die Initiative stellten.
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~Volksinitiative fiir einen arbeitsfreien Bundesfeiertag™
Abstimmung vom 26. September 1993

Beteiligung: 39,9%
Ja: 1'492'285 (83,8%) / 20 6/2 Stédnde
Nein: 289'122 (16,2%)

Parolen:

Ja: FDP (*6), SP, CVP (*3), SVP (*2), AP, SD, LdU, EVP, PdA, EDU, Lega; SGB, CNG.
Nein: LP (*2); ZSAO, SGV.

Stimmfreigabe: GP (*3).

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

In der Abstimmung vom 26. September befiirworteten 83,8% der Stimmenden die
Initiative, wobei alle Kantone zustimmten. Der Kanton Appenzell Innerrhoden, der
schon Uberdurchschnittlich viele Feiertage kennt, unterstitzte die Initiative mit 59,3%
am knappsten, wahrend das Tessin und Genf mit 92,9% resp. 90,2% am deutlichsten
zustimmten. *

Landes- und Weltausstellungen

Im Tessin monierte Marco Solari, die fur ca. 2020 vorgesehene Erdffnung des
Gotthardbasistunnels mit einer Landesausstellung im Tessin und allféllig auch den
Nachbarkantonen Graubutnden, Uri und Wallis zu kombinieren. Die Tessiner Regierung
nahm diese Idee auf und versprach, eine Machbarkeitsstudie in Auftrag zu geben. Erste
Vorabklarungen tber die Durchfliihrung der néachsten Landesausstellung in ihrer Region
fuhrten auch die Ostschweizer Kantone St. Gallen, Schaffhausen und Thurgau durch. °

Sowohl die Kantonsregierungen der Nordostschweiz als auch diejenigen des
Gotthardraums beschlossen, die Idee einer schweizerischen Landesausstellung in ihrer
Region vertieft analysieren zu lassen. Als Zeithorizont fur die Durchfihrung der
Ausstellung steht flr die Gebirgskantone das Jahr 2020, flr die Nordostschweiz das
Zeitfenster 2022-2032 im Vordergrund. ©

Gleich zwei Projekte fur Landesausstellungen wurden im Berichtsjahr diskutiert. Die
Kantone rund um den Gotthard (TI, UR, VS, GR) vertieften ihre Plane fir Gottardo 2020
und die Kantone der Bodenseeregion (TG, SH, SG, Al, AR) regten eine Expo Bodensee-
Rhein frihestens im Jahr 2027 an. Die Gotthard-Kantone, die ihre Expo zur Neat-
Eréffnung planten, haben im Berichtsjahr je 50 000 Franken fir eine
Machbarkeitsstudie gesprochen. Die laue Begeisterung, Streitigkeiten zwischen dem
Projektleiter Marco Solari und dem Bilndner Regierungsrat Stefan Engler (CVP), aber
auch Termindruck liessen das Vorhaben jedoch sterben. Die Kantone einigten sich
immerhin auf ein Programm, mit welchem die Region gestarkt werden soll. Mit dem Aus
von Gottardo 2020 wurde die Diskussion fur eine Landesausstellung in der Bodensee-
Region, zu der sich die involvierten Kantone grundsatzlich positiv zeigten, wieder
intensiviert. ’

Nachdem die Plane fur eine Expo 2020 in der Gotthard-Region an den Streitigkeiten
zwischen den Planern und aufgrund der insgesamt eher lauen Begeisterung gescheitert
waren, dusserten sich die Kantone der Ostschweiz (TG, SH, SG, Al, AR) positiv zu einer
Landesausstellung im Bodenseeraum. Allerdings wirde eine Expo frihestens 2027
durchgefuhrt. Als erstes Etappenziel formulierten die Kantone die Schaffung von
Grundlagen fur eine ,Expo Bodensee-Ostschweiz 2027%, die Ende 2012 den
Parlamenten zwecks Entscheids Uber ein Vorprojekt unterbreitet werden sollen. Der
Enthusiasmus ist allerdings nicht in allen beteiligten Kantonen gleich gross. So sicherten
etwa Schaffhausen und Appenzell Innerrhoden lediglich ideelle Unterstitzung zu. 8
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Die Idee fur eine ,Expo Bodensee-Ostschweiz 2027" wurde im Berichtsjahr, 10 Jahre
nach der Expo02, weiter konkretisiert. Eine Gemeinschaft aus drei Firmen, darunter
auch jene vom einstigen kunstlerischen Direktor der Expo0O2 Martin Heller, wurde aus
zehn Bewerbern ausgewahlt, ein Leitbild und einen Masterplan zu entwickeln sowie den
fur 2014 geplanten Ideenwettbewerb vorzubereiten. Bundesrat Schneider-Ammann
informierte, dass die Regierung die Expo-Initiative der Ostschweizer Kantone (SG, TG,
AR) begrisse. Mit einer offiziellen Stellungnahme wollte die Regierung aber zuwarten,
bis konkrete Projektideen vorliegen. Die federfihrenden Ostschweizer Kantone
Appenzell Ausserrhoden, St. Gallen und Thurgau planen die Einreichung einer
Bewerbung beim Bund im Jahr 2017. Unterstutzt werden die Kantone vom Verein ,Expo
Bodensee-Ostschweiz”, dem sich Uber hundert Persénlichkeiten aus Wirtschaft, Politik
und Kultur anschlossen. Nicht nur die Ostschweiz als Region fur eine Expo ware eine
Premiere, sondern auch der geplante Einbezug des benachbarten Auslandes. °

Im Berichtjahr wurden die Grundlagen fur die Ausschreibung zu einem
Konzeptwettbewerb flr eine .Expo Bodensee-Ostschweiz 2027 geschaffen. Das
federfihrende, 2012 bestimmte Trio bestehend aus dem kinstlerischen Direktor der
Expo 02, Martin Heller, dem Kommunikationsexperten und Projektleiter der
Ostschweizer Plattform der Expo 02, Reinhard Frei, und dem Anwalt Simon Ulrich,
entwickelte Leitlinien und einen Masterplan, der Mitte Oktober in Horn (TG) vorgestellt
wurde. Die beteiligten Kantone (AR, SG, TG) stellten fir den Wettbewerb rund eine
halbe Mio. Franken zur Verflugung. Erste Eingaben wurden fur Ende 2014 erwartet. Der
Terminplan  sah  die  Ausarbeitung eines Bundesbeschlusses und die
Parlamentsberatungen fir das Jahr 2018 vor. Erste Schatzungen gingen von einer
Bundesbeteiligung von mindestens einer halben Mrd. und Gesamtkosten von 1.5 Mrd.
Franken fir eine nachste Landesausstellung aus. Das Projekt war bisher nicht auf
grossen Widerhall gestossen. Laut dem Thurgauer Regierungsrat Jakob Stark (svp) habe
Bundesrat Schneider-Ammann das Projekt wohlwollend aufgenommen, ein
Grundsatzentscheid des Gesamtbunderates sei aber erst im Verlauf von 2014 zu
erwarten. Stark selber schatzte die Realisierungschancen fur eine Expo 2027 auf 50:50
ein.

Landesausstellungen sollen dazu dienen, sich mit der eigenen Identitéat
auseinanderzusetzen. Die Organisation eines solchen flir eine Willensnation nicht
unwichtigen Anlasses ist jedoch haufig mit viel Mihsal verbunden. Dies scheint auch fur
die fur 2027 geplante Expo Bodensee-Ostschweiz nicht anders zu sein. Zwar nahm der
von drei Kantonen (AR, SG, TG) angetriebene und mit rund CHF 600'000 finanzierte
Ideenwettbewerb im Berichtjahr Gestalt an, der Bund hatte bisher aber noch keine
Unterstlitzung sondern lediglich grundséatzliches Interesse signalisiert. Die Regierung
verkindete, erst Anfang 2015 Stellung nehmen zu wollen. Die Kantonsregierungen der
restlichen vier Ostschweizer Kantone (GR, Al, SH, GL) sowie der Kanton Zurich als
assoziiertes Mitglied bekannten sich Mitte Méarz in einer gemeinsamen Erklarung zur
Expo 2027. Allerdings stiess insbesondere das Abseitsstehen des Kantons Appenzell
Innerrhoden auf Kritik. Der mit St. Gallen und Appenzell Ausserrhoden stark verzahnte
Kanton wollte zuerst Fragen Uber den Nutzen, die Kosten und die Nachhaltigkeit des
Grossprojektes geklart haben, bevor ein Entscheid vor die Landsgemeinde gebracht
werde. Beim vom 9. Mai bis Mitte September laufenden Ideenwettbewerb wurden
Grobkonzepte von 60 interdisziplinaren Teams eingereicht - erwartet worden waren
ursprunglich mehr als hundert Eingaben. Bis Ende 2014 wurden zehn Projekte zur
Weiterbearbeitung empfohlen, die von den Offerenten weiter vertieft werden sollen.
Ziel ist es, eine tragfédhige Idee bis Ende Mai zu kiren und bis 2017 einen
Machbarkeitsbericht auszuarbeiten. Die Landesausstellung soll dezentral zwischen
Bodensee, Rhein und Santis stattfinden. Gepruft werden soll dabei auch eine
Ausweitung der Landesausstellung nach Osterreich und Deutschland. Der weitere
Fahrplan sieht die Beratung eines Bundesbeschlusses Uber die Durchfuhrung und die
sich auf mindestens CHF 1 Mrd. belaufende Finanzierung fur eine Expo 2027 im Jahr
2018 vor. Konkurrenz erwuchs den Ostschweizer Planen aus dem Aargau. Der
Aargauische Gewerbeverband, angefihrt von seiner Vizeprasidentin und Nationalratin
Sylvia Flickiger (svp, AG), wollte den eigenen Kanton als selbstbewussten Teil der
Schweiz ins Rampenlicht stellen. Der Bundesrat beantwortete die diesbezlglich
eingereichte Interpellation mit dem Hinweis, dass es allen Kantonen freistehe, Projekte
flr Landesausstellungen zu organisieren. Bis jetzt sei aber lediglich der Ostschweizer
Plan bekannt und dieser werde von allen Kantonen, einschliesslich des Kantons Aargau,
unterstltzt. Tatsachlich hatten sich die Kantone im Rahmen der Plenarversammlung der
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Konferenz der Kantonsregierungen in einer gemeinsamen Erklarung Mitte Juni hinter
das Projekt einer Expo 2027 im Bodenseeraum und der Ostschweiz gestellt. "

Ende Januar gab der Bundesrat bekannt, die Vorbereitungsarbeiten flr die Idee einer
Ostschweizer Expo 2027 unterstitzen zu wollen. Allerdings war damit keine finanzielle
sondern vielmehr strategische Hilfe gemeint: Einsitz in die Wettbewerbsjury, Hilfe beim
Aufbau von Organisationsstrukturen sowie die Begleitung einer Machbarkeitsstudie. Der
Ruckenwind aus Bern wurde bei den Verantwortlichen sehr positiv kommentiert und
auch als Anerkennung der bisherigen Vorbereitungsarbeiten interpretiert. Mit der
Unterstltzung aus Bern und der bereits 2014 erfolgten Zustimmung der Konferenz der
Kantonsregierungen waren wichtige Stakeholder an Bord. Das Lobbying bei den
kantonalen Behorden wurde in der Folge weiter intensiviert. Unklar blieb aber, wie
gross die Unterstitzung in der Bevolkerung war.

Auch der finanzielle Rahmen wurde von der Bundesregierung vorsorglich abgesteckt.
Der Anteil des Bundes soll maximal 1 Mrd. CHF betragen, was héchstens die Halfte der
Gesamtkosten sein darf. Der Rest soll durch Sponsoring, Eintritte und Kantonsbeitrage
finanziert werden. Freilich muss das Parlament diese Plane noch absegnen, was
frihestens 2019 der Fall sein wird. Die Kosten flr die Vorarbeiten tragen die
Tragerkantone. Diese durften sich auf rund 10 Mio. CHF belaufen.

Das Signal aus Bern wurde im Kanton Aargau als Absage an die eigenen Plane
interpretiert. Der kantonale Gewerbeverband hatte bereits 2014 signalisiert, dass man
sich eine Landesausstellung auch im Kanton Aargau vorstellen kénnte. ™

Ende April informierten die drei Tragerkantone der geplanten Expo 2027, St. Gallen,
Thurgau und Appenzell Ausserrhoden, tber den Stand des Projektes. Angestrebt werde
eine Professionalisierung der Organisationsstruktur, was etwa mit der Schaffung einer
Geschaftsstelle fur 2016 umgesetzt werden soll. Diese soll mit rund 500
Stellenprozenten ausgerustet werden. Bis 2019 rechnen die drei Expo-Kantone mit
Ausgaben von rund 9.5 Mio. CHF, um 2018 beim Bund ein Uberzeugendes
Bewerbungsdossier einreichen zu kénnen. Fir das im Herbst 2015 zu kirende
Siegerprojekt soll deshalb auch eine Machbarkeitsstudie durchgeftiihrt werden. Zuerst
mussen aber die Parlamente der drei Kantone die jeweiligen Beitrage fur diese
Planungsphase bewilligen. Die 5 Mio. CHF in St. Gallen, die 3 Mio. CHF im Kanton
Thurgau und die 0.8 Mio. CHF im Kanton Appenzell Ausserrhoden unterstanden jeweils
knapp nicht dem obligatorischen Referendum; in den Kantonen St. Gallen und Thurgau
war allerdings ein fakultatives Referendum moglich. Nicht wenige Stimmen warnten
allerdings vor einer Volksabstimmung in diesem frihen Stadium, da noch zu wenig
Fakten vorlagen. Die Bevolkerung solle erst 2018 befragt werden.

Far die Gesamtkosten gaben die Regierungsrate der drei Kantone Schatzungen
zwischen 1.5 bis 2 Mrd. CHF an, wovon der Bund etwa die Halfte lbernehmen werde.
Auch wenn mittels Sponsoring und Eintritte Mittel generiert werden sollen, mussten die
Tragerkantone einen substanziellen Beitrag selber leisten. ®

Die Parlamente aller drei Tragerkantone sprachen sich im Herbst fur die Kredite fur die
Vorbereitungen einer Expo2027 aus. Allerdings gaben die Antrage und insbesondere die
Frage, ob die Kredite der Stimmbevolkerung vorgelegt werden sollen oder nicht, einiges
zu reden. Die zu erwartenden hohen Kosten waren im Kanton Thurgau Anlass fur Kritik
am Vorgehen der Regierung. Den Betrag - von den insgesamt rund 9 Mio. CHF hatte der
Kanton der Nordostschweiz 3 Mio. CHF zu stemmen - just so anzusetzen, dass damit
kein obligatorisches Finanzreferendum notig ist, stiess einigen
Kantonsparlamentmitgliedern sauer auf. Man musse ein so teures Projekt moglichst
frih von der Stimmbevolkerung legitimieren lassen, sonst seien die Kosten einst so
hoch, dass es nicht mehr gestoppt werden kénne - so der Vorwurf. Das Thurgauer
Parlament hiess den Kredit letztlich mit grosser Mehrheit - konkret mit 103 zu N
Stimmen - gut. Gleichzeitig beschloss der Rat allerdings auch, die Vorlage von sich aus
der Stimmbevolkerung vorzulegen. Eine Minderheit argumentierte vergeblich, dass die
Méglichkeit eines fakultativen Finanzreferendums ja gegeben sei und dass es auch
angesichts der noch nicht vorhandenen Informationen zur Landesausstellung verfruht
sei, die Bevolkerung entscheiden zu lassen. Mitentscheidend war das vor allem von der
SVP vorgebrachte Argument, dass mit den bisher bereits bewilligten Krediten die
Obergrenze fur ein obligatorisches Finanzreferendum von 3 Mio. CHF sowieso bereits
Uberschritten sei und entsprechend die Verfassung verletzt wirde, wenn man das
Begehren der Bevdlkerung nicht vorlege. Die grosse Ratsmehrheit sah in der Expo eine
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Chance fur die Region. Es waren aber auch kritische Stimmen zu vernehmen. Es sei
nicht klar, was die Expo den Kanton letztlich kosten werde und welchen Nutzen sie
bringe. Zudem wurden Bedenken hinsichtlich des Umweltschutzes und der
Nachhaltigkeit laut. Kritisiert wurde auch, dass sich der Kanton Appenzell Innerrhoden
nicht an den Kosten beteilige.

Auch im Kanton St. Gallen war der beantragte Kredit umstritten. Obwohl die SVP bereits
im Sommer laut Uber die Ergreifung eines fakultativen Referendums nachdachte - in St.
Gallen liegt das Kreditlimit fur ein obligatorisches Finanzreferendum bei 15 Mio. CHF -
beantragte die Kommission hier keine rasche Volksabstimmung. Die Bevdlkerung solle
erst befragt werden, wenn das Vorhaben Expo 2027 konkreter sei. Freilich kiindigte die
SVP an, das Ratsreferendum zu beantragen - der rascheste Weg flr eine
Volksabstimmung. Vergeblich wurde von den Beflrwortern einer Expo, die der
Ostschweiz neue Impulse verleihen werde, davor gewarnt, dass mit einem solchen
Referendum ein Spaltpilz in die Expo gesetzt werde. Man sei weder bereit, finf
Millionen in den Sand zu setzen, noch die Katze im Sack zu kaufen, argumentierten SVP-
Exponenten, die sich grundsatzlich gegen eine Expo stellten. Die 57 Stimmen fur ein
Ratsreferendum - notig waren 40 - kamen schliesslich auch dank der Unterstitzung
der FDP und einigen CVP-Raten zusammen. Die Liberalen wollen mit einem
Volksentscheid ein frihes Bekenntnis der Bevdlkerung fur eine Landesausstellung. Das
Volk musse von Anfang an mit dabei sein. Zuvor hatte das Parlament dem Sonderkredit
mit 80 zu 23 (22 SVP, 1 SP) Stimmen bei 10 Enthaltungen (alle SVP) gutgeheissen.

Ende November entschied schliesslich auch der Ausserrhoder Kantonsrat mit 55 zu 7
Stimmen, dass der Halbkanton einen Beitrag an das Planungsbudget fir die Expo2027
entrichten will. Uber den beschlossenen Kredit von CHF 800'000 wird es keine
Abstimmung geben, da es hier das Instrument eines fakultativen Finanzreferendums
oder eines Ratsreferendums nicht gibt.

Nach wie vor abseits stand der Kanton Appenzell Innerrhoden. Die Regierungsrate der
drei bisherigen Kantone signalisierten aber, dass der sich mitten im geplanten Expo-
Gebiet befindende Halbkanton immer noch auf den fahrenden Zug aufspringen
kénne. ™

Ala surprise générale, les citoyens des cantons de Saint-Gall et de Thurgovie disent non
a une étude de faisabilité pour I'Expo nationale 2027, ce qui, de facto, condamne le
projet dans son intégralité, méme si le canton d'Appenzell-Rhodes Extérieures,
troisieme protagoniste du projet, avait préalablement accepté de financer une partie
de I'étude. Le refus est net dans les deux cantons, avec des scores de 60,3% du coté de
Saint-Gall et de 53,4% du co6té de la Thurgovie. Ceci est d'autant plus surprenant que
les parlements des deux cantons avaient massivement voté pour I'octroi du crédit pour
cette étude s'élevant a 3 millions pour le canton de Thurgovie et a 5 millions pour le
canton de Saint-Gall; un écart illustratif d'un fossé entre I'Establishment politique et les
citoyens pour Esther Friedli. L'ensemble des grands partis, a I'exception du Parti
Bourgeois Démocrate en Thurgovie et de I'Union Démocratique du Centre a Saint-Gall,
soutenait ce projet qui était vu, par ses promoteurs, comme une opportunité de
développement de la Suisse Orientale. Le comité d'opposition, co-dirigé a Saint-Gall
par Esther Friedli et Toni Thoma tous deux membres de I'UDC, y voyait, quant a lui, un
projet appartenant au siecle passé, coltant trop cher et qui ne devrait pas étre assumé
par I'Etat. ®

Alors que de nombreux commentateurs pensaient que I'échec du projet d'une Expo
nationale dans les cantons de Thurgovie, de Saint-Gall et d'Appenzell-Rhodes
Extérieures marquerait la fin cette longue tradition, plusieurs autres projets
d'Exposition nationale sont apparus sur le devant de la scéne pour le remplacer. A
commencer par le projet déja préparé en 2014 par le président de I'Union argovienne
des Arts et Métiers, Kurt Schmid dans le canton d'Argovie, mais écarté alors par la
Conférence des gouvernements cantonaux, lui préférant le projet proposé par les trois
cantons de Suisse orientale. Aprés I'échec de ce dernier, Schmid a remis sur le tapis sa
proposition, qui aurait pour théme le travail sous toutes ses facettes. Il souhaite une
manifestation qui ne soit pas axée sur le gigantisme qui, selon lui, caractérisait les
dernieres Expos.

Les deux Baéle, elles aussi, réflechissent a déposer un projet pour une Expo qui aurait
lieu dans les alentours de 2030. Tous les partis, a I'exception de I'UDC du canton de
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Bale-Ville, qui y voit un investissement gigantesque n'apportant pas grand-chose,
soutiennent cette idée, y voyant une vitrine touristique ainsi qu'une opportunité
d'investir dans certaines infrastructures clés. Un projet trinational est méme en
discussion, les voisins allemands et francais ayant montré un certain intérét a participer
au projet.

Dans le canton de Soleure, c'est le PLR qui a lancé I'idée d'un projet, en avancant les
mémes arguments que les partisans du projet balois. Le parti serait plutdét en faveur
d'une Expo décentralisée comme ce fut le cas en 2002, avec l'inclusion des deux Béle
ainsi que du Jura.

Finalement, les dix plus grandes villes de Suisse ont également fait part de leur volonté
de présenter un projet, en avancant I'argument que les générations d'aujourd'hui
auraient tout autant le droit @ une Expo nationale que les générations précédentes.
Elles se sont regroupées sous le groupe d'intéréts "Zehn Stadte fir eine
Landesausstellung" et articuleraient leur projet, qu'elles projettent d'ici a 15 ans, sous
le théme "Qu'est-ce que la Suisse au XXle siecle et comment voulons-nous vivre
ensemble 2" Pour la premigére fois, I'Expo nationale couvrirait I'ensemble du territoire. '
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